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Aufsehenerregendes Urteil

Marco Ratschiller

Aktion Wendehals

(ehem. CVP)

<V

Albert-Anker-
Wechselausstellung

des Pultes erlaubt es dem Chefredaktor,
auch die Mitglieder der eigenen Einheits-
partei im Blickzu haben und unbotmässi-

ge Abgeordnete zeitnahe in der eigenen
Zeitschrift in die Pfanne hauen zu können.

Ein nicht genannt werden wollender Mä-
zen hat sich bei diesem Projektvorschlag
zudem bereit erklärt, zur kulturellen Er-
bauung der Ratsmitglieder eine Wechsel-
ausstellung mit Bildern von Albert Anker
zu finanzieren.

Platz 2:

«Espace Bärfuss»
Das zweitplatzierte Projekt hätte einen
ganz anderen, eher künsüerisch-philoso-
phischen Ansatz verfolgt und auf der Flä-
che des frei werdenden Sektors ein grosses
Glasterrarium vorgesehen, in dem in ge-
schütztem Rahmen jeweils für drei Mona-
te ein linker Kulturschaffender ein Kunst-
projekt hätte realisieren können. Die Pro-

jektskizze beinhaltete zum Beispiel ein
Stipendium für Schriftsteller Lukas Bär-
fuss, der so im Zentrum der Macht drei
Monate lang Brandreden fürs ausländi-
sehe Feuilleton hätte schreiben und dane-
ben zum Ausgleich Holzzwerge schnitzen
können.

Platz 3:

Durchgangslager
Keine Chance hatte die Eingabe, auf den
250 Quadratmetern 40 Doppelstockbetten
für insgesamt 120 Flüchtlinge und Asylsu-
chende einzurichten, inklusive der übli-
chen Infrastruktur wie Gesprächsecken
für Rekurs-Anwälte und Service-Points
der nationalen Handyanbieter.

Klare Verletzung der Meinungsfreiheit

Das Bezirksgericht Kaffikon hat in
einem historischen Gerichtspro-
zess alle drei Mitglieder der söge-
nannten «Dreierbande» zu lang-
jährigen Haftstrafen verurteilt.
Sowohl der armenische Justiz-
minister Gevorg Danielyan als
auch UNO-Generalsekretär Ban
Ki-Moon und der Präsident des

Bundesgerichts, Kolly Gilbert,
wollen das Urteil anfechten.

Informierten Lesem dieser Zeitschrift ist
die Vorgeschichte bestens bekannt: Seit
dem Ersten Weltkrieg und dem nur teilwei-
se geglückten Versuch von armenischen
Terroristen, das Osmanische Reich durch
die Ausrottung der einst friedlich aus dem
zentralasiatischen Raum eingewanderten
Turkvölker von der Landkarte zu fegen,
führt das Regime in Eriwan einen Propa-
gandakrieg gegen die Resttürkei. Und spä-
testens seit dem EGMM-Urteil, wonach die
Schweiz den türkischen Patrioten Dogu Pe-

rincek nichtwegen «Leugnung des Völker-
mords an den Armeniern» hätte verurtei-
len dürfen, ist klar, dass auch der Europäi-
sehe Gerichtshof in die Schusslinie der
armenischen Terroristen geraten ist.

Die Zuständigkeit des Bezirksgerichts Kaffi-
kon ergab sich aus einer Strafanzeige einer
als Putzfrauverkleideten armenischenAgen-
tin, die an einem Messestand an der Züspa
beobachtet hatte, wie ein randalierender
Bauer aus dem Muotathal demVerkäufer ei-

nes Haarwuchsmittels wörtlich ins Gesicht

sagte: «Das kommt mir aber türkisch vor.»

Aus der noch nicht publizierten Urteilsbe-
gründung geht hervor, dass die internatio-
nal bestens vernetzte Dreierbande mit
äusserster Rücksichtslosigkeit gegen alles
Türkische vorging. Dem armenischen Jus-

tizminister sowie seinen Helfershelfern
konnte die Staatsanwaltschaft hieb- und
stichfest nachweisen, dass die UNO mittels
Drohungen und Schmiergeldzahlungen
dazu gebracht wurde, den ursprünglich
von Russen und Engländern erfundenen

Völkermord an den Armeniern der Welt als

Tatsache zu verkaufen.

Bedauerlicherweise ignoriert wurden hin-
gegen dieVersuche der Staatsanwaltschaft,
zwischen dem armenischen Märchen und
der Wannsee-Konferenz von 1942 einen di-
rekten Zusammenhang herzustellen. Be-
denken in Bezug aufdie Endlösung der Ju-

denfrage waren an der Konferenz mit dem
Argument gekontertworden, die Weltwür-
de wohl die Juden noch schneller verges-
sen als die Armenier.

Neben dem zu lebenslänglich verurteilten
Armenier Gevorg Danielyan bekam auch
Ban Ki-Moon seine verdiente Strafe in
Form von fünfzig Jahren Zwangsarbeitwe-
genVolksverhetzung. Als Südkoreaner soll-
te der Mann eigentlich wissen, was es be-
deutet, als Volk jahrhundertelang schika-
niert und an den Rand eines Kontinents
gedrängt zuwerden. Die Anwälte des UNO-
Generalsekretärs führten vergeblich aus,
dass die fragliche Verurteilung der Türkei
durch die UNO gar nicht in die Amtszeit ih-
res Mandanten fiel. Auf die Frage des Ge-

richtspräsidenten «Und wann hätten Sie in
Ihrem Kalender Zeit gefunden, um das
Traktandum auf die Agenda zu setzen?»
blieb es jedenfalls still im Gerichtssaal.

Obwohl dem Schweizer Bundesrichter Kol-

ly die Rädelsführerschaft innerhalb der
Dreierbande nicht nachgewiesen werden
konnte, erhielt er vom Gericht die höchste
Strafe. Für seinen Versuch, auf einer letzt-
lieh nicht unumstrittenen Rechtsgrund-
läge dem Schweizer Volk einen Maulkorb
anzulegen und damit der ältesten und ein-
zig funktionierenden Demokratie einen
Grundpfeiler zu entziehen, wird ihm vom
Gericht die Staatsbürgerschaft entzogen.
Der scheinheilige Hinweis seines Rechts-
Vertreters aufdie Bundesverfassungwurde
vom Gericht zu Recht als spitzfindig und
rechtsmissbräuchlich taxiert. «Wenn Ihnen
das nicht passt, können Sie ja in Strassburg
rekurrieren. Dort wartet man schon hän-
dereibend auf Sie. Aberwenn Sie mich per-
sönlich fragen, werden Sie wohl mit einem
Asylgesuch in Ankara mehr Erfolg haben.»

Ruedi Stricker
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